
15. Februar 2012

AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

verantwortlich: Bürgermeister der Stadt Bornheim

Bekanntmachung des Jahresabschlusses 2008 der Stadt Bornheim
gemäß § 96 Absatz 2 GO NRW

Der Rat der Stadt Bornheim hat in seiner Sitzung am 17. November 2011 in
Ausführung des § 96 Abs. 1 GO NRW folgenden Beschluss gefasst:
„1. Der Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2008 der Stadt Bornheim
wird gemäß § 96 Absatz 1 Satz 1 GO NRW festgestellt.
2. Der Jahresfehlbetrag des Haushaltsjahres 2008 in Höhe von 1.485.920,47
Euro wird durch Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage gedeckt.
3. Dem Bürgermeister wird gemäß § 96 Absatz 1 Satz 4 GO NRW die Entla-
stung erteilt.“

Der Jahresabschluss 2008 in Form der nachstehenden Bilanz, Ergebnisrech-
nung und Finanzrechnung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Das Druckwerk zum Jahresabschluss wird gemäß § 96 Absatz 2 GO NRW ab
sofort während der Öffnungszeiten
montags - freitags von 8.30 Uhr - 12.30 Uhr
donnerstags von 14.00 Uhr - 18.00 Uhr
in Zimmer 459 des Rathauses, Rathausstraße 2, 53332 Bornheim bis zur
Feststellung des Jahresabschlusses 2009 zur Einsichtnahme verfügbar ge-

halten.
Weiterhin kann der Jahresabschluss 2008 auch auf der Homepage der Stadt
Bornheim (www.bornheim.de) abgerufen werden.

Bornheim, den 10. Februar 2012

Stadt Bornheim
gez. Wolfgang Henseler, Bürgermeister
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3. Unter Berücksichtigung des § 43a Nr. 5 Satz 2 EnWGwerden recht-
zeitig erhobene Einwendungen in einem Termin erörtert, der noch ortsüb-
lich bekannt gemacht wird. Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen er-
hoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwendungen der Vertreter, werden
von dem Termin gesondert benachrichtigt.
Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öf-
fentliche Bekanntmachung ersetzt werden.
Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächti-
gung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten
der Anhörungsbehörde zu geben ist.
Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne
ihn verhandelt werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erör-
terungstermins beendet.
Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich.

4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Ein-
wendungen, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung ent-

stehende Kosten werden nicht erstattet.

5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststel-
lung demGrunde nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungster-
min, sondern in einem gesonderten Entschädigungsverfahren behandelt.

6. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss
des Anhörungsverfahrens durch die Planfeststellungsbehörde entschieden.
Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Ein-
wender und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, kann
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zu-
stellungen vorzunehmen sind.

7. Vom Beginn der Auslegung des Planes treten die Veränderungs-
sperre nach § 44a EnWG in Kraft. Darüber hinaus steht der Vorhabenträge-
rin ab diesem Zeitpunkt ein Vorkaufsrecht an den vom Plan betroffenen Flä-
chen zu (§ 44a Abs. 3 EnWG).

8. Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen,

- dass die Bezirksregierung Köln die für das Verfahren sowie die
für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens zustän-
dige Behörde ist,
- dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststel-
lungsbeschluss entschieden werden wird,

- dass die ausgelegten Planunterlagen die nach § 6 Abs. 3 UVPG
notwendigen Angaben enthalten und
- dass die Anhörung zu den ausgelegten Planunterlagen auch die
Einbeziehung der Öffentlichkeit zu den Umweltauswirkungen
des Vorhabens gem. § 9 Abs. 1 UVPG ist.

9. Da die Amprion GmbH beabsichtigt, den Plan (Zeichnungen und
Erläuterungen) für die Zeit der öffentlichen Auslegung auch auf ihrer Inter-
netseite (www.amprion.de) zur Verfügung zu stellen, wird darauf hingewie-
sen, dass für das Verwaltungsverfahren die in den genannten Städten ausge-
legten Planunterlagen maßgeblich sind.

Im Auftrag
gez.: Neugebauer
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